Deutscher Bundestag 
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Drucksache VI/1374 


Sachgebiet 6 


Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 über die Ersetzung 
der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch eigene Mittel der 

Gemeinschaften 


Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. April 1970 
zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des Ver- 
trages zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates und einer 
gemeinsamen Kommission der Europäischen Gemeinschaften 

(Schriftlicher Bericht des Haushaltsausschusses) 


A. Problem 

Schaffung einer eigenen Finanzverfassung für die Europäischen 
Gemeinschaften. Zurverfügungstellung einer bestimmten Finanz- 
masse, die einerseits begrenzt ist, andererseits aber in diesen Grenzen 
wächst. 

Die mit der Übertragung der eigenen Einnahmen wachsende Finanz- 
verantwortung der Europäischen Gemeinschaften zwingt zu einer 
Verstärkung und Erweiterung der Haushaltsbefugnisse des Europä- 
ischen Parlaments. Das Europäische Parlament soll dort eintreten, wo 
Überwachungsfunktionen der nationalen Parlamente enden. 


B. Lösung 

Stufenweise Übertragung der Agrarabschöpfungen und der Zölle, die 
ohnehin nach Beseitigung der Binnenzollgrenzen auf die Dauer den 
einzelnen Mitgliedstaaten volkswirtschaftlich nicht zugerechnet 
werden können; außerdem das Zurverfügungstellen eines Teiles der 
Einnahmen aus der Mehrwertsteuer. Dabei wird es für unerläßlich 
gehalten, daß ab 1. Januar 1975 alle Ausgaben der Europäischen 
Gemeinschaften ausschließlich durch diese eigenen Einnahmen zu 
finanzieren sind. Es soll außerdem sichergestellt werden, daß die an 
die Gemeinschaften auf der Grundlage der Mehrwertsteuer abzu- 
führenden Mittel in den Mitgliedstaaten nach einheitlichen Kriterien 
ermittelt werden. 

Während bisher das Europäische Parlament in Haushaltsfragen nur 
angehört wurde, erhält das Parlament durch die vorgeschlagene 
Vertragsänderung zum ersten Mal eigene Haushaltsbefugnisse, die 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, 53 Bonn 1 
Alleinvertrieb: Verlag Dr. Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Tel. (0 22 29) 6 35 51 



Drucksache VI/1374 


Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


allerdings deswegen beschränkt bleiben, weil die materiellen Recht- 
setzungsbefugnisse vorläufig beim Rat verbleiben. 

Diese Regelung soll aber nur den Anfang der notwendigen Entwick- 
lung der Befugnisse des Europäischen Parlaments bilden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 

Die Kosten sind in genauer Höhe nicht vorauszuschätzen, weil das 
künftige Finanzierungssystem mit der bisherigen Regelung nicht 
vergleichbar ist. Die bisherigen Finanzbeiträge werden sukzessiv 
abgebaut und durch die eigenen Mittel ersetzt. Der deutsche Anteil 
betrug nach den Schlüsseln der bisherigen Regelung zwischen 28 Va 
und 32 Vo der Gesamtausgaben und wird bis 1974 auf ca. 32,64 Vo 
(ca. 4743 Mio DM) ansteigen. 
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Mündlicher Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. April 
1970 zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften und des Vertrages zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

— Drucksachen VI/879, zu VI/879 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

— Drucksachen VI/880, ^ VI/880 — 

Berichterstatter: 

Abgeordneter Röhner 


Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen, 

I. dem Gesetzentwurf zu dem Vertrag vom 22. April 1970 
zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften der Ver- 
träge zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und 
des Vertrages zur Einsetzung eines gemeinsamen Rates 
und einer gemeinsamen Kommisson der Europäischen Ge- 
meinschaften — Drucksachen ¥1/879, ^ ¥1/879 — unver- 
ändert zuzustimmen I 
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II. dem Gesetzentwurf zu dem Beschluß des Rates der Euro- 
päischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 über die Er- 
setzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten durch 
eigene Mittel der Gemeinschaften — Drucksachen VI/880, 
zu VI/880 — unverändert zuzustimmen; 


III. folgende Entschließung zu fassen: 

1. Der Deutsche Bundestag begrüßt, daß mit dem Beschluß 
des Rates der Europäischen Gemeinschaften vom 
21. April 1970 den Europäischen Gemeinschaften ab 
1. Januar 1975 im Rahmen eines bestimmten Finanz- 
volumens die Fnanzautonomie übertragen werden soll. 

2. Er hält es dabei für unerläßlich, daß die Bundesregierung 
die Bestimmung des Artikels 4 dieses Beschlusses, wo- 
nach ab 1. Januar 1975 alle Ausgaben der Europäischen 
Gemeinschaften ausschließlich durch eigene Einnahmen 
zu finanzieren sind, nicht nur selbst respektiert, sondern 
mit Nachdruck auch darauf hinwirkt, daß diese Bestim- 
mungen von allen Seiten beachtet werden. 

3. Der Deutsche Bundestag geht davon aus, daß die vor- 
gesehene Plafondierung der Mittel für die Abteilung 
Ausrichtung des EAGFL auf 285 Mio RE eingehalten 
wird. Er nimmt mit Befremden davon Kenntnis, daß die 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften noch vor 
Abschluß des Ratifizierungsverfahrens hinsichtlich der 
neuen Finanzverfassung dem Rat Vorschläge zur Ge- 
meinschaftsfinanzierung von Agrarstrukturmaßnahmen 
unterbreitet hat, die den Plafond von 285 Mio RE/Jahr 
(gleich: 1043 Mio DM/Jahr) weit überschreiten würden. 

4. Die Bundesregierung wird aufgefordert, in der vom Rat 
noch zu erlassenden Richtlinie über eine Bemessungs- 
grundlage nach Artikel 4 Abs. 1 des Beschlusses vom 
21. April 1970 sicherzustellen, daß die an die Gemein- 
schaften auf der Grundlage der Mehrwertsteuer abzu- 
führenden Mittel in den einzelnen Staaten nach Kriterien 
ermittelt werden, die 

1. das Besteuerungsverfahren der Staaten nicht zusätz- 
lich erschweren und die sich 

2. zur Vermeidung solcher Schwierigkeiten soweit wie 
möglich an Daten der volkswirtschaftlichen Gesamt- 
rechnung — angepaßt an einen einheitlichen steuer- 
pflichtigen Anwendungsbereich der Mehrwert- 
steuer — anlehnen. 

5. Für den Deutschen Bundestag ergibt sich aus der Struk- 
tur und der Entwicklung der Finanzierungslasten, daß 
bei ihrer Bemessung von einem erfolgreichen Abschluß 
der Beitrittsverhandlungen mit Großbritannien und den 
anderen Staaten ausgegangen worden war. 
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6. Der Deutsche Bundestag stellt fest, daß die in den neuen 
Haushaltsbestimmungen festgelegten Regeln nur den 
Anfang der notwendigen Entwicklung der Befugnisse 
des Europäischen Parlaments im Geist der Konferenz 
von Den Haag bilden. 


Bonn, den 4. November 1970 


Der Haushaitsausschuß 


Leicht 

Vorsitzender 


Röhner 

Berichterstatter 
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Nachtrag zum Mündlichen Bericht 

des Haushaltsausschusses 
(7. Ausschuß) 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 22. April 
1970 zur Änderung bestimmter Haushaltsvorschriften 
der Verträge zur Gründung der Europäischen Gemein- 
schaften und des Vertrages zur Einsetzung eines ge- 
meinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften 

— Drucksachen VI/879, ^ Vl/879 — 

über den von der Bundesregierung eingebrachten Ent- 
wurf eines Gesetzes zu dem Beschluß des Rates der 
Europäischen Gemeinschaften vom 21. April 1970 über 
die Ersetzung der Finanzbeiträge der Mitgliedstaaten 
durch eigene Mittel der Gemeinschaften 

— Drucksachen Vl/880, VI/880 — 


Im Mündlichen Bericht des Haushaltsausschusses — Druck- 
sache W 1374 — wird die Entschließung unter III. des Ausschuß- 
antrags um folgende Nummer 7 ergänzt; 

„7. Der Deutsche Bundestag begrüßt die Absicht der EG-Kom- 
mission, spätestens in 2 Jahren Vorschläge zur Verstär- 
kung der Befugnisse des Europäischen Parlaments zu unter- 
breiten. Er erwartet, daß die Prüfung dieser Vorschläge 
durch den Rat zu einer Erweiterung der Befugnisse des 
Europäischen Parlaments führt. 

Insbesondere hält es der Deutsche Bundestag für erforder- 
lich, daß in der weiteren Entwicklung dem Europäischen 
Parlament im Rahmen der Europäischen Gemeinschaften 
Gesetzgebungsbefugnisse gewährt werden. 


Bonn, den 6. November 1970 


Der Haushaltsausschuß 
Leicht Röhner 

Vorsitzender Berichterstatter 
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